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Standards einer integrierten Wohnungsnot-
fallstatistik auf Bundesebene

Empfehlung der BAG Wohnungslosenhilfe

1 Wohnungsnotfallstatistik auf Bundesebene
In der Bundesrepublik Deutschland gibt es keine gesetzlich ver-
ankerte Wohnungsnotfallstatistik auf Bundesebene. Eine solche 
Statistik, von der Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe 
(BAG W) und anderen Fachverbänden seit Jahrzehnten gefordert, 
wurde bisher von allen Bundesregierungen abgelehnt. Zur Begrün-
dung wird dabei zumeist auf zwei Aspekte verwiesen:
• auf die Nicht-Zuständigkeit des Bundes in dieser Frage und die 

stattdessen bestehende Verpfl ichtung der Bundesländer und 
Kommunen, entsprechende Daten zu erheben

• auf die vermeintliche Undurchführbarkeit einer solchen Statis-
tik aufgrund der Komplexität der Lebenslage wohnungsloser 
Menschen.

Auch wenn im Rahmen der 2006 in Kraft getretenen Föderalismus-
reform die Zuständigkeit in der Wohnungspolitik vom Bund auf die 
Länder verlagert wurde, kann daraus eben nicht abgeleitet werden, nicht abgeleitet werden, nicht
das der Bund für die Erstellung von Bundesstatistiken in diesem Be-
reich nicht zuständig sei. Vielmehr ist nur der Bund in der Lage, eine 
bundesweit einheitliche und vergleichbare Wohnungsnotfallstatis-
tik zu gewährleisten.
Darüber hinaus werden die Rahmenbedingungen auf den Woh-
nungsmärkten durch den Bund als Gesetzgeber – sei es durch die 
Sozialgesetzbücher II (Grundsicherung für Arbeitsuchende) und 
XII (Sozialhilfe), sei es durch wohnungsmarktpolitische Initiativen, 
etwa im Bereich der Förderung des sozialen Wohnungsbaus1 – ent-
scheidend mitbestimmt. 
Die 1998 vom Statistischen Bundesamt erstellte Machbarkeitsstu-
die2 kommt zu dem Schluss, dass eine Wohnungsnotfallstatistik 
durchführbar ist. Die Ergebnisse der Studie zeigen, dass für die 
aktuell von Wohnungslosigkeit betroff enen Menschen von einem 
Erfassungsgrad von mindestens 95% auszugehen ist, der im Rah-
men einer gesetzlichen Wohnungsnotfallstatistik erreicht werden 
kann.3

Auf Ebene der Bundesländer ist Nordrhein-Westfalen derzeit das 
einzige Bundesland, das über eine landesweite statistische Erfas-
sung der von Wohnungslosigkeit betroff enen Menschen in dem 
Bundesland verfügt.4 Eine Reihe weiterer Bundesländer haben zu-
letzt Schritte zur Entwicklung und Einführung einer solchen Statis-
tik unternommen.5 Die BAG W begrüßt diese Entwicklung, da sie 
mittelfristig zu einer Verbesserung der Datenlage im Handlungsfeld 
Wohnungsnotfallhilfen beitragen kann. 
Die Umsetzung einer Wohnungsnotfallstatistik bedarf einer Rah-
mengesetzgebung des Bundes, um sicherzustellen, dass die auf 
Länderebene gewonnen Ergebnisse bundesweit vergleichbar 
sind. Der Bundesebene kommt damit eine Schlüsselfunktion bei 

der Realisierung einer bundesweit einheitlichen Wohnungsnot-
fallstatistik zu. Die BAG Wohnungslosenhilfe unterstützt daher die 
Bundesregierung in ihrem Vorhaben, „ein Bund-Länder-Gespräch 
[zu] initiieren und in diesem auf eine bundeseinheitliche Statistik“ 
hinzuwirken.6

2 Aufgaben einer gesetzlichen Wohnungsnotfallstatistik
Eine gesetzliche Wohnungsnotfallstatistik dient der Absicherung 
und Flankierung folgender Aufgaben:
• Schaff ung einer Planungsgrundlage für die Wohnungspoli-

tik in Bund, Ländern und Gemeinden, um am Markt sonst nicht 
wahrnehmbare Bedarfe zu ermitteln und korrekte Wohnungs-
bedarfsprognosen erstellen zu können

• Fundierung einer Wohnungsnotfallhilfeplanung auf kommu-
naler Ebene, weil Hilfesystementwicklung und Sozialplanung 
verlässliche Planungsdaten – und zwar für alle Akteure wie Sozi-
alämter, Arbeitsagenturen, Jobcenter, Wohnungsunternehmen, 
Freie Träger – benötigen

• Schaff ung einer repräsentativen Datenbasis – auf Bundes- 
und Landesebene – zur korrekten Erfassung der Gesamtzahl 
der Wohnungsnotfälle, als Basis für Zensuserhebungen und zur 
Einschätzung der Repräsentativität  spezifi scher freiwilliger Er-
hebungen von Verbänden und Wissenschaft

• Information der Öff entlichkeit im Rahmen der Armutsbe-
richterstattung, um öff entliche Mythen durch Transparenz zu 
beseitigen, die politische Dringlichkeit der Wohnungsnotfall-
problematik aufzuzeigen und dem Menschenrecht auf Wohnen 
Nachdruck zu verleihen

• Unterstützung bestehender Berichtspfl ichten gegenüber der 
EU im Rahmen der OMK (Off ene Methode der Koordinie-
rung), um den Umfang der Wohnungslosigkeit unter Unions-
bürgerInnen zu dokumentieren und Grundlagen für sinnvolle 
EU-Fördermaßnahmen zu schaff en.

3 Rahmenbedingungen einer gesetzlichen Wohnungsnotfall-
statistik

Die Entwicklung und dauerhafte Durchführung einer integrierten 
Wohnungsnotfallstatistik bedarf einer Reihe von Rahmenbedin-
gungen:
• Integration der öff entlichen und nicht-öff entlichen Seite 

des Hilfesystems
 Eine integrierte Wohnungsnotfallstatistik erfordert die Einbe-

ziehung von Daten sowohl der Kommunen (Städte, Gemeinden 
und Landkreise) als auch der Einrichtungen und Dienste der 
Freien (und privaten) Träger der Wohnungslosenhilfe. Nur so 
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kann eine rechtskreisübergreifenden Erfassung von ordnungs-
rechtlich in Notunterkünften, sozialrechtlich nach SGB II/XII in 
Heimen sowie sozialrechtlich nach SGB II/XII in sonstigen Über-
gangsunterkünften (ohne Wohnungsstatus) untergebrachten 
Menschen sichergestellt werden.

• Umfassende Abbildung des Hilfesystems
 Erhebungsfeld einer integrierten Wohnungsnotfallstatistik 

ist das bestehende Hilfesystem in Wohnungsnotfällen. Seine 
Struktur muss bekannt sein, um die Qualität der jährlich erho-
benen Statistiken einschätzen zu können und einen verlässli-
chen Adresspool für die Erhebungen aufbauen und dauerhaft 
pfl egen zu können.7

 Der öff entliche Sektor wird im Regelfall durch die Ordnungs-
ämter der Kommunen und Landkreise gesteuert, die nach den 
Ordnungsbehördengesetzen unterbringen.8 Dies gilt auch dort, 
wo sich entsprechende Unterkünfte in der Verwaltung freier 
Träger befi nden oder auch von privaten Anbietern angeboten 
werden (Hotels, Pensionen oder sonstige privatrechtlich orga-
nisierte Unterkünfte). Da in allen Unterkunftsarten eine Einwei-
sung über die Ordnungsämter erfolgt bzw. nach dezentraler 
Aufnahme eine entsprechende Meldung an die Ordnungsäm-
ter erfolgt, sollten diese über Zahlen zur ordnungsrechtlichen 
Unterbringung wohnungsloser Menschen in ihrem Zuständig-
keitsbereich verfügen.9

 Der frei-gemeinnützig strukturierte Sektor der sozialen Hilfen 
(nach §§ 67 ff . SGB XII und anderen Hilfearten) wird – abhängig 
von den Landesausführungsgesetzen zu SGB XII und hier ins. 
die Regelungen zu §§ 67 ff . SGB XII – durch die freien Träger in 
Kooperation mit den örtlichen und/oder überörtlichen Sozial-
hilfeträgern ausgestaltet. Bei den Hilfeangeboten sind prinzi-
piell stationäre Hilfen (Heime), teilstationäre Hilfen (z.B. Wohn-
gemeinschaften) und ambulante Hilfen (Fachberatungsstellen, 
Tagesaufenthaltsstätten (zum Teil in Verbindung mit Streetwork) 
und betreutes oder unterstütztes Wohnen) zu unterscheiden.

 Die Adressen der Einrichtungen und Dienste sind in der Regel 
über die überörtliche Kostenträgerschaft (etwa in Nordrhein-
Westfalen, Niedersachsen oder Bayern) zu ermitteln. Dies gilt 
für ambulante Hilfen allerdings nur dann, wenn diese in dem 
Bundesland auch durch überörtliche Träger (mit-) fi nanziert 
werden. Bei örtlicher Kostenträgerschaft kann dies auch über 
die örtlichen Träger der Sozialhilfe und/oder die bei Verbänden/ 
Institutionen der freien Träger verfügbaren Adresslisten erfol-
gen.10

• Prinzip der Verbindlichkeit
 Die Erhebung von statistischen Daten zur ordnungsrechtlichen 

Unterbringung in den Kommunen und der von Wohnungslo-
sigkeit bedrohten Menschen bedarf der verbindlichen Veran-
kerung ihrer regelmäßigen Durchführung. Prinzipiell ist dabei 
einer gesetzlichen Verpfl ichtung in Form eines Statistikgesetzes 
der Vorzug zu geben. Zum einen sichert ein Gesetz die Erhe-
bung auch bei wechselnden politischen Mehrheiten auf Län-
der- und Bundesebene besser ab. Zum anderen erhöht es über 
höhere Beteiligung auch die Repräsentativität der Erhebung.

 Auch die für eine integrierte Statistik notwendige Einbeziehung 
von Daten der Freien (und privaten) Träger der Wohnungslosen-
hilfe sollte verbindlich geregelt werden. Dies kann (und sollte) 
über entsprechende Regelungen in den Leistungsvereinbarun-
gen der jeweils zuständigen örtlichen oder überörtlichen Kos-
tenträger der Sozialhilfe geschehen. Zugleich sind die Freien 
(und privaten) Träger der Hilfen in Wohnungsnotfällen mög-
lichst frühzeitig und umfassend in den Prozess der Entwicklung 
einer integrierten Wohnungsnotfallstatistik einzubeziehen, um 
eine möglichst hohe Akzeptanz der Erhebung zu gewährleis-
ten.

 Die Bereitstellung der Daten durch öff entliche wie Freie (und 
private) Träger bedarf ausreichender personeller und fi nanzi-

eller Ressourcen, um eine integrierte Wohnungsnotfallstatistik 
im Sinne dieser Empfehlung zu gewährleisten. Hierzu sind nach 
Ansicht der BAG W entsprechende Regelungen im Sinne der zu 
beteiligenden Akteure nötig.

4 Stichtagserhebung und Verlaufsdaten
Grundsätzlich sind Erhebungen zu einer gesetzlichen Wohnungs-
notfallstatistik jährlich durchzuführen (Jährlichkeitsprinzip), um 
– analog der Arbeitslosenstatistik – regelmäßig Zeitreihen zu gene-
rieren und Veränderungen im Zeitverlauf erkennen zu können.
Ziel einer Wohnungsnotfallstatistik sollte die Erhebung einer Jah-
resgesamtzahl sein, die die gesamte Zahl der von Wohnungslosig-
keit betroff enen und bedrohten Menschen im Verlauf eines Jahres 
abbildet. Bereits die vom Statistischen Bundesamt 1998 erstellte 
Machbarkeitsstudie11 macht deutlich, dass eine solche Jahresge-
samtzahl anderen Erhebungsverfahren vorzuziehen wäre.
Aufgrund des geringeren Aufwandes sollte allerdings einer Stich-
tagserhebung der Vorzug vor Erhebungen von Jahresgesamtzah-
len gegeben werden (Stichtagsprinzip). Dies ermöglicht zugleich 
den weitgehenden Ausschluss möglicher Doppelerfassungen.
Um sicherzustellen, dass zumindest im ordnungsrechtlichen Sektor 
von der erhobenen Stichtagszahl überschlägig auf die Jahresge-
samtzahl hochgerechnet werden kann, die erst das gesamte Aus-
maß der Wohnungslosigkeit in einem Jahr abbildet, sollten in sum-
marischer Form die Zu- bzw. Abgänge vor und nach dem gewähl-
ten Stichtag im ordnungsrechtlichen Sektor erhoben werden.12

Als einheitlicher Stichtag auf Bundesebene sollte aufgrund der 
Anschlussfähigkeit der bisherigen langfristigen Zeitreihen in NRW13

und der Praxis in anderen Ländern der 30. Juni eines Jahres gewählt 
werden.14 Besondere saisonale Eff ekte sind hierdurch nicht zu er-
warten, da die Hilfenachfrage im Sommer nicht geringer als im Win-
ter ist, sondern allenfalls anders ausgerichtet ist.

5 Abgrenzung des Personenkreises
Zentrale Voraussetzung jeder Statistik ist die klare und nachvoll-
ziehbare Abgrenzung des der Erhebung zugrundliegenden Per-
sonenkreises. Grundlage für eine solche Abgrenzung im Rahmen 
einer Wohnungsnotfallstatistik ist die Wohnungsnotfalldefi nition 
der BAG Wohnungslosenhilfe, die ihrerseits auf der Defi nition des 
Deutschen Städtetags von 1987 und deren Weiterführung durch 
den Forschungsverbund „Wohnungslosigkeit und Hilfen in Woh-
nungsnotfällen“ (2005) beruht.15

Wohnungsnotfälle sind danach Haushalte und Personen mit einem 
Wohnungsbedarf von hoher Dringlichkeit, die aufgrund besonde-
rer Zugangsprobleme zum Wohnungsmarkt der besonderen Unter-
stützung zur Erlangung und zum Erhalt von angemessenem Wohn-
raum bedürfen. Hierzu gehören Haushalte und Personen, die:
• aktuell von Wohnungslosigkeit betroff en sind,
• unmittelbar von Wohnungslosigkeit bedroht sind,
• in unzumutbaren Wohnverhältnissen leben,
• als ZuwanderIinnen in gesonderten Unterkünften von Woh-

nungslosigkeit aktuell betroff en sind,
• ehemals von Wohnungslosigkeit betroff en oder bedroht waren, 

mit Normalwohnraum versorgt wurden und auf Unterstützung 
zur Prävention von erneutem Wohnungsverslust angewiesen 
sind.

Eine integrierte Wohnungsnotfallstatistik umfasst den Kreis der 
aktuelle von Wohnungslosigkeit betroff enen Personen sowie Per-
sonen (und Haushalte), die unmittelbar von Wohnungslosigkeit 
bedroht sind. Der Personenkreis, der durch eine einheitliche ge-
setzliche Statistik erfasst wird, ist damit insgesamt kleiner, als jener 
Kreis von Personen, der durch die Wohnungsnotfalldefi nition be-
schrieben wird. 
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Aktuell von Wohnungslosigkeit betroff ene Personen und Haus-
halte
Zum Kreis der aktuell von Wohnungslosigkeit Betroff enen zäh-
len Personen, die:
• durch die Kommunen ordnungsrechtlich untergebracht sind
• durch frei-gemeinnützige Träger (in der Regel sozialhilferecht-

lich) untergebracht sind
• die nicht institutionell untergebracht sind, insbesondere solche, 

die bei Freunden und Bekannten (mit-) wohnen, die ohne Ob-
dach auf der Straße leben und die in der Beratung frei-gemein-
nütziger Träger anhängig sind

Dabei ist zu berücksichtigen, dass inzwischen auch EU-BürgerInnen 
und Drittstaatsangehörige von Wohnungslosigkeit betroff en sind 
und daher in die statistische Erfassung einbezogen werden müs-
sen. Daher ist darauf zu achten, dass sowohl anerkannte Flüchtlinge 
im Leistungsbezug ohne eigene Wohnung, als auch EU-BürgerIn-
nen, die ohne ordnungsrechtlichen Verwaltungsakt von den Kom-
munen in gesonderten Unterkünften untergebracht sind,16 durch 
die amtliche Statistik der ordnungsrechtlich untergebrachten Per-
sonen erfasst werden.

Von Wohnungslosigkeit bedrohte Personen und Haushalte
Darüber hinaus sind auch die Personen, die unmittelbar von Woh-
nungslosigkeit bedroht sind (Kategorie 2), zu erfassen. Für die 
Erhebungen der Zahl der von Wohnungslosigkeit bedrohten Haus-
halte im Rahmen einer Wohnungsnotfallstatistik bedarf es dabei ei-
ner Ausweitung der Erhebung auf weitere Organisationseinheiten 
– konkret auf Amtsgerichte.

6 Erhebung von Datenaggregaten
Auch wenn anonymisierte Einzeldatensätze weitreichende Zusatz-
analysen ermöglichen würden, spricht sich die BAG Wohnungslo-
senhilfe für die Erhebung von Aggregaten aus. Insbesondere im 
ordnungsrechtlich geprägten Sektor liegen nach Einschätzung der 
BAG W keine oder nur in wenigen Fällen Einzeldatensätze vor, son-
dern tendenziell kumulative Merkmalstatistiken auf Monatsbasis, 
die zum Ende des Jahres aggregiert werden.
Bei den Einrichtungen und Diensten der freien Träger liegen elek-
tronische und standardisierte Einzeldatensätze nur dort vor, wo 
entsprechende Softwareanwendungen zur Dokumentation der 
Hilfen zum Einsatz kommen. Wo dies nicht der Fall ist, würde eine 
Erhebung von Einzeldatensätzen einen Mehraufwand bedeuten, 
der sich negativ auf die Akzeptanz einer Wohnungsnotfallstatistik 
in diesem Sektor auswirken kann.
Darüber hinaus ist für das bundesweit verbreitete Dokumentati-
onssystem zur Wohnungslosigkeit (DzW), das als Standard für die 
Erhebung von Daten im Bereich der freien Träger anerkannt ist, 
aus Datenschutzgründen die Aggregation mit den Spitzenverbän-
den vertraglich vereinbart.17 Die Umstellung auf Einzeldatensätze 
könnte ebenfalls zu einer geringeren Akzeptanz gegenüber einer 
Wohnungsnotfallstatistik führen und deren Einführung unvertret-
bar verzögern oder gar verhindern.

7 Umfang der zu erhebenden Merkmale
Eine integrierte Wohnungsnotfallstatistik muss sich auf wenige zen-
trale demographische Merkmale beschränken, um den Erfassungs-
aufwand und die damit verbunden Kosten zu minimieren, ohne 
dabei die Vergleichbarkeit mit relevanten öff entlichen Statistiken 
aus den Augen zu verlieren. Die Erhebung der Merkmale sollte dar-
über hinaus in einer Form erfolgen, die eine Vergleichbarkeit der 
statistischen Ergebnisse mit jenen anderer öff entlicher Statistiken 
(insbesondere des statistischen Bundesamtes und der Agentur für 
Arbeit) erlaubt.

Aktuell von Wohnungslosigkeit betroff ene Personen und Haus-
halte
Für die Erhebung der Zahl der aktuell wohnungslosen Personen 
wird folgende sozio-demographischen Merkmalen vorgeschlagen:

• Geschlecht. Neben der Diff erenzierung nach männlich/weiblich 
sollte eine weitere Kategorie für Personen, die diesen Kategori-
en nicht zugeordnet werden wollen/können, in die Erhebung 
aufgenommen werden.

• Alter. Die Erfassung sollte prinzipiell in den Größenklassen „un-
ter 18 Jahre“, „18 bis unter 21 Jahre“, „21 bis unter 25 Jahre“, „25 
bis unter 30 Jahre“, „30 bis unter 40 Jahre“, „40 bis unter 50 Jahre, 
„50 bis unter 65 Jahre“, „65 Jahre bis unter 75 Jahre“ sowie „75 
Jahre und älter“ – jeweils diff erenziert nach Geschlecht – erfol-
gen. 

• StaatsangehStaatsangehörigkeit.rigkeit. Zu erfassen sind deutsche Personen, je-
weils diff erenziert nach Migrationshintergrund, sowie nicht-
deutsche Personen, diff erenziert nach Personen aus EU-Mit-
gliedsstaaten und Personen aus Drittstaaten. Auch hier ist eine 
Diff erenzierung nach Geschlecht geboten.

• Aufenthaltsstatus. Angesichts einer steigenden Zahl asylsu-
chender Menschen ist neben der Staatsangehörigkeit auch der 
Aufenthaltsstatus – diff erenziert nach Geschlecht – zu erheben.

• Haushaltsstruktur. Zu erheben ist die Zahl der alleinstehenden 
Personen (jeweils mit und ohne Kinder), der in Paarbeziehun-
gen lebenden Personen (jeweils mit und ohne Kinder) sowie 
der in Mehrpersonenhaushalten lebenden Personen – jeweils 
diff erenziert nach Geschlecht.

• Unterbringung / UnterkunftssituationUnterbringung / Unterkunftssituation. Anknüpfend an die in-
tegrierte Wohnungsnotfallstatistik in Nordrhein-Westfalen sind 
hierzu unterschiedliche Kategorien für die beiden Sektoren des 
Hilfesystems zu erheben:

 Im Bereich der nach Ordnungsrecht untergebrachten Personen 
ist zu unterscheiden nach der Unterbringung
• in kommunalen Obdachlosenunterkünften,
• in Pensionen und Hotels, sowie
• in Normalwohnraum (durch Wiedereinweisung nach Ord-

nungsrecht).
 Hierbei ist nach der Dauer der Unterbringung – in den Größen-

klassen „bis zu 3 Monate“, „über 3 bis zu 6 Monate“, „über 6 Mo-
nate bis zu 2 Jahre“ sowie „länger als 2 Jahre“ – zu diff erenzie-
ren.

 Im Bereich der in den Einrichtungen und Diensten der frei-ver-
bandlichen Wohnungslosenhilfe anhängigen wohnungslosen 
Personen ist die aktuelle Unterbringungssituation am Stichtag 
der Erhebung – diff erenziert nach Geschlecht – zu erfassen. Die 
Ausdiff erenzierung erfolgt über die Kategorien der entspre-
chenden Abfrage im Basisdatensatz der AG STADO,18 der sich 
als Standarddatenset bewährt hat und aufgrund der breiten 
Abstimmungen der darin enthaltenen Variablen als verbind-
licher Referenzrahmen für die Dokumentation von Hilfen in 
Wohnungsnotfällen anerkannt ist und von Einrichtungen und 
Diensten freier Träger der Wohnungslosenhilfe angewendet 
wird bzw. werden kann.

Von Wohnungslosigkeit bedrohte Personen und Haushalte
Für die jährliche Erfassung der Zahl der von Wohnungslosigkeit 
bedrohten Personen und Haushalte wird ein Standarddatenset 
mit folgenden Abfragen vorgeschlagen, mittels derer ein genaues 
Bild bedrohter Wohnverhältnisse im Zeitverlauf gezeichnet werden 
kann:
• Unabdingbar ist die Erfassung der Räumungsklagenumungsklagen und Räu-

mungsurteilemungsurteile (als Jahresgesamtzahl), die direkt bei den zustän-
digen Amtsgerichten zu erheben sind. Hierzu ist die entspre-
chende Justizstatistik zu überarbeiten

• Darüber hinaus sind die Mitteilungen der Gerichtsvollzieher zu 
angesetzten und vollstreckten Zwangsrangesetzten und vollstreckten Zwangsräumungenumungen zu erfassen.

Die Erfassung der Jahresgesamtzahlen sollte so erfolgen, dass eine 
Diff erenzierung der Daten nach Alter, Geschlecht, Staatsangehörig-
keit und Aufenthaltsstatus sowie Haushaltsstruktur möglich ist.
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8 Mögliche Doppelerfassungen und das Problem der Dunkel-
ziff er

Mögliche Doppelerfassungen stellen prinzipiell ein eher geringes 
Problem dar, da die beiden Sektoren des Hilfesystems – der ord-
nungsrechtlich geprägte Sektor und der frei-gemeinnützige Sek-
tor – in der Regel stark abgeschottet und undurchlässig sind. Die 
Erfahrungen aus Nordrhein-Westfalen zeigen, dass die bei Bera-
tungsstellen anhängigen Personen, die zugleich ordnungsrechtlich 
untergebracht sind, in der Regel sauber herausgerechnet werden 
können, damit es zu demselben Personenkreis im Erfassungssys-
tem „Ordnungsbehörde“ keine Überschneidung gibt.
Für alle der unter 5 genannten Kategorien des zu erfassenden Per-
sonenkreises kann es Dunkelziff ern geben, die sich aber schon 
aus systematischen Gründen in Grenzen halten. Grundsätzlich lässt 
sich sagen, dass diese Dunkelziff ern aus einer ausbleibenden Hil-
fenachfrage – trotz bestehendem Bedarf – bei öff entlichen oder 
frei-gemeinnützigen Stellen entstehen – analog zur Dunkelziff er 
der Armut. Insoweit unterscheidet sich die Dunkelziff er der Woh-
nungslosigkeit systematisch nicht von der Dunkelziff er der Sozial-
hilfebedürftigkeit. Vielmehr erfolgt aufgrund der existenziellen Be-
drohung der Lebenslage sehr häufi g auch eine Hilfenachfrage. Al-
lerdings verbleibt eine Restdunkelziff er derjenigen, die nicht nach 
institutioneller Hilfe nachfragen.

9 Vollumfänglicher Zugang zu den Daten
Um eine hohe Akzeptanz einer bundesweiten gesetzlichen Woh-
nungsnotfallstatistik – vor allem auch bei den freien Trägern – zu 
gewährleisten, ist ein weitgehender Zugang zu den Datentabellen 
der Statistik (Scientifi c-Use-Files) notwendig. Die Daten müssen da-
her allen relevanten Akteuren (neben der BAG W z.B. auch den Spit-
zenverbänden, der Wissenschaft u.a.) vollumfänglich zugänglich 
sein. Dies ist im Gesetz entsprechend zu regeln.

10 Forderungen an die Bundesregierung
Die Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe fordert von 
der Bundesregierung die umgehende Einführung einer gesetzli-
chen Wohnungsnotfallstatistik nach den dargelegten Standards.chen Wohnungsnotfallstatistik nach den dargelegten Standards.chen Wohnungsnotfallstatistik
Die BAG W erwartet, dass die Bundesregierung hierzu einen mit 
den Bundesländern abgestimmten Gesetzentwurf in 2018 in das 
Parlament einbringt.
Im Zuge des Gesetzgebungsverfahrens sollte ein Hearing mit wis-
senschaftlichen ExpertInnen sowie VertreterInnen der Sozialver-
bände und den Verbänden des Wohnungswesens stattfi nden.
Die BAG W ist bereit, die Bundesregierung bei der zügigen Umset-
zung der Wohnungsnotfallstatistik fachlich zu beraten und fl ankie-
rende Maßnahmen zu unterstützen.
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